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(Gesetzgebungsakte) 

RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2010/24/EU DES RATES 

vom 16. März 2010 

über die Amtshilfe bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, Abgaben 
und sonstige Maßnahmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf die Artikel 113 und 115, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 2 ), 

gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Amtshilfe zwischen den Mitgliedstaaten bei der Bei­
treibung ihrer jeweiligen Forderungen sowie der Forde­
rungen der Union in Bezug auf bestimmte Steuern und 
sonstige Maßnahmen trägt zum reibungslosen Funktio­
nieren des Binnenmarkts bei. Sie gewährleistet steuerliche 
Neutralität und hat es den Mitgliedstaaten ermöglicht, auf 
diskriminierende Schutzmaßnahmen bei grenzüberschrei­
tenden Umsätzen zu verzichten, die zur Verhütung von 
Betrug und haushaltsmäßigen Verlusten ergriffen wurden. 

(2) Modalitäten für die Amtshilfe bei der Beitreibung von 
Forderungen wurden erstmals mit der Richtlinie 
76/308/EWG des Rates vom 15. März 1976 über die 
gegenseitige Unterstützung bei der Beitreibung von For­
derungen im Zusammenhang mit Maßnahmen, die Be­
standteil des Finanzierungssystems des Europäischen Aus­
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft sind, 
sowie von Abschöpfungen und Zöllen ( 3 ) festgelegt. Jene 
Richtlinie und ihre nachfolgenden Änderungen wurden 

mit der Richtlinie 2008/55/EG des Rates vom 26. Mai 
2008 über die gegenseitige Unterstützung bei der Beitrei­
bung von Forderungen in Bezug auf bestimmte Abgaben, 
Zölle, Steuern und sonstige Maßnahmen kodifiziert ( 4 ). 

(3) Zwar stellten diese Regelungen einen ersten Schritt zur 
Verbesserung der Beitreibungsverfahren innerhalb der 
Union dar, weil damit die maßgebenden nationalen Vor­
schriften einander angenähert wurden, erwiesen sich je­
doch für die Anforderungen des Binnenmarkts, so wie sie 
sich in den letzten 30 Jahren herausgebildet haben, als 
unzureichend. 

(4) Um die finanziellen Interessen der Mitgliedstaaten und 
die Neutralität des Binnenmarkts besser zu schützen, ist 
es notwendig, den Anwendungsbereich der Amtshilfe bei 
der Beitreibung auf Forderungen in Bezug auf Steuern 
und Abgaben auszuweiten, die noch nicht unter die 
Amtshilfe fallen, während es gleichzeitig erforderlich ist, 
dass die Amtshilfe effizienter und effektiver sowie leichter 
anwendbar wird, um den Anstieg der Amtshilfeersuchen 
bewältigen zu können und bessere Ergebnisse zu erzielen. 
Um diese Ziele zu erreichen bedarf es bedeutender An­
passungen, wobei eine reine Änderung der geltenden 
Richtlinie 2008/55/EG nicht ausreichend wäre. Daher 
sollte die genannte Richtlinie aufgehoben und durch ein 
neues Rechtsinstrument ersetzt werden, das auf dem 
durch die Richtlinie 2008/55/EG Erreichten aufbaut, 
jedoch — sofern erforderlich — klarere und präzisere 
Regeln vorsieht. 

(5) Klarere Regeln würden einen umfassenderen Informati­
onsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten fördern. Sie 
würden auch gewährleisten, dass sämtliche juristischen 
und natürlichen Personen in der Union hiervon erfasst 
werden, und gleichzeitig der ständig zunehmenden Viel­
falt an Rechtsvereinbarungen, nicht nur den herkömm­
lichen Rechtsvereinbarungen, wie Trusts und Stiftungen, 
sondern auch allen neuen Instrumenten, die von den
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Steuerpflichtigen in den Mitgliedstaaten eingeführt wer­
den, Rechnung tragen. Sie würden zudem ermöglichen, 
dass alle denkbaren Formen von Forderungen der Behör­
den in Bezug auf Steuern, Abgaben, Erstattungen und 
Interventionen, einschließlich aller Geldforderungen ge­
genüber dem betreffenden Steuerpflichtigen oder einem 
Dritten, die an die Stelle der ursprünglichen Forderung 
treten, berücksichtigt werden. Klarere Regeln sind in ers­
ter Linie erforderlich, um die Rechte und Pflichten aller 
beteiligten Parteien genauer festzulegen. 

(6) Die Befugnis der Mitgliedstaaten, die innerstaatlichen Bei­
treibungsmaßnahmen festzulegen, sollte von dieser Richt­
linie nicht berührt werden. Es muss aber sichergestellt 
sein, dass das reibungslose Funktionieren des mit dieser 
Richtlinie geschaffenen Systems der Amtshilfe weder 
durch Unterschiede zwischen den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften noch durch mangelnde Koordinierung 
zwischen den zuständigen Behörden in Frage gestellt 
wird. 

(7) Die Amtshilfe kann sich auf Folgendes erstrecken: Die 
ersuchte Behörde kann der ersuchenden Behörde Aus­
künfte erteilen, welche diese für die Beitreibung von in 
dem ersuchenden Mitgliedstaat entstandenen Forderun­
gen benötigt, und dem Schuldner alle mit solchen For­
derungen zusammenhängenden Dokumente des ersu­
chenden Mitgliedstaats zustellen. Die ersuchte Behörde 
kann ferner auf Ersuchen der ersuchenden Behörde die 
in dem ersuchenden Mitgliedstaat entstandenen Forde­
rungen beitreiben oder Sicherungsmaßnahmen ergreifen, 
um die Beitreibung dieser Forderungen zu gewährleisten. 

(8) Mit der Annahme eines einheitlichen Titels für Vollstre­
ckungsmaßnahmen in dem ersuchten Mitgliedstaat und 
der Annahme eines einheitlichen Standardformblatts für 
die Zustellung von Rechtstiteln und Entscheidungen im 
Zusammenhang mit der Forderung dürften die Probleme 
der Anerkennung und Übersetzung von Rechtstiteln ei­
nes anderen Mitgliedstaats, die Hauptursache der man­
gelnden Wirksamkeit der derzeitigen Amtshilfemodalitä­
ten sind, ausgeräumt werden. 

(9) Es sollte eine Rechtsgrundlage für den Informationsaus­
tausch ohne vorheriges Ersuchen zu einzelnen Steuerer­
stattungen geschaffen werden. Aus Gründen der Effizienz 
sollte ferner ermöglicht werden, dass Steuerbedienstete 
aus einem Mitgliedstaat behördlichen Ermittlungen in ei­
nem anderen Mitgliedstaat beiwohnen oder an diesen 
teilnehmen. Außerdem sollte für einen direkteren Infor­
mationsaustausch zwischen den Dienststellen gesorgt 
werden, um die Amtshilfe zu beschleunigen und ihre 
Wirksamkeit zu erhöhen. 

(10) Aufgrund der wachsenden Mobilität im Binnenmarkt und 
der durch den Vertrag oder andere Rechtsvorschriften 
auferlegten Beschränkungen der Sicherheitsleistungen, 

die von den nicht im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats 
ansässigen Steuerpflichtigen gefordert werden können, 
sollten die Möglichkeiten, Beitreibungs- oder Sicherungs­
maßnahmen in anderen Mitgliedstaaten zu beantragen, 
erweitert werden. Da es eine wichtige Rolle spielt, wie 
alt eine Forderung ist, sollten die Mitgliedstaaten auch 
dann ein Amtshilfeersuchen stellen können, wenn die 
inländischen Beitreibungsverfahren noch nicht völlig aus­
geschöpft worden sind, unter anderem wenn die Durch­
führung dieser Verfahren im ersuchenden Mitgliedstaat 
unverhältnismäßige Schwierigkeiten aufwerfen würde. 

(11) Eine allgemeine Verpflichtung, Ersuchen und Schriftstü­
cke in elektronischer Form über ein elektronisches Netz­
werk zu übermitteln, und präzise Vorschriften über die in 
den Ersuchen und Dokumenten zu verwendenden Spra­
chen sollten es den Mitgliedstaaten erlauben, Ersuchen 
rascher und leichter zu bearbeiten. 

(12) Im Verlauf des Beitreibungsverfahrens könnte die betrof­
fene Person im ersuchten Mitgliedstaat die Forderung, die 
Zustellung seitens der Behörden des ersuchenden Mit­
gliedstaats oder den Vollstreckungstitel anfechten. Es 
sollte vorgesehen werden, dass in solchen Fällen der be­
treffende Rechtsbehelf bei der zuständigen Instanz des 
ersuchenden Mitgliedstaats eingelegt werden sollte und 
die ersuchte Behörde das von ihr eingeleitete Beitrei­
bungsverfahren aussetzen sollte, bis die zuständige In­
stanz des ersuchenden Mitgliedstaats eine Entscheidung 
getroffen hat, es sei denn, die ersuchende Behörde 
wünscht ein anderes Vorgehen. 

(13) Damit die Mitgliedstaaten ausreichende Mittel für die Bei­
treibung der Forderungen anderer Mitgliedstaaten bereit­
stellen, sollte der ersuchte Mitgliedstaat ermächtigt wer­
den, die Kosten der Beitreibung vom Schuldner einzufor­
dern. 

(14) Effizienz würde sich am besten erreichen lassen, wenn 
die ersuchte Behörde bei der Erledigung eines Amtshilfe­
ersuchens die Befugnisse wahrnehmen könnte, die ihr 
nach ihrem innerstaatlichen Recht für Forderungen in 
Bezug auf die gleichen oder auf ähnliche Steuern oder 
Abgaben zustehen. In Ermangelung vergleichbarer Steu­
ern oder Abgaben, wäre das geeignetste Verfahren das 
nach dem innerstaatlichen Recht des ersuchten Mitglied­
staats geltende Verfahren für Forderungen in Bezug auf 
Einkommensteuern. Diese Anwendung der innerstaatli­
chen Rechtsvorschriften sollte in der Regel nicht in Bezug 
auf die Vorrechte für Forderungen gelten, die in dem 
ersuchten Mitgliedstaat bestehen. Allerdings sollte es 
möglich sein, Vorrechte auf Forderungen anderer Mit­
gliedstaaten auszudehnen, wenn die betroffenen Mitglied­
staaten dies vereinbaren.
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(15) Im Hinblick auf Fragen der Verjährung ist es notwendig, 
die geltenden Vorschriften dadurch zu vereinfachen, dass 
die Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der 
Verjährungsfristen im Allgemeinen nach den im ersuch­
ten Mitgliedstaat geltenden Rechtsvorschriften festgelegt 
wird, außer in den Fällen, in denen die Hemmung, Unter­
brechung oder Verlängerung der Verjährungsfrist nach 
dem geltenden Recht des ersuchten Staats nicht möglich 
ist. 

(16) Effizienz setzt voraus, dass im Verlauf der Amtshilfe aus­
getauschte Auskünfte in dem Mitgliedstaat, der diese Aus­
künfte erhält, für andere als in dieser Richtlinie vorgese­
hene Zwecke verwendet werden können, soweit dies 
nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften sowohl des 
Mitgliedstaats, der die Auskünfte erteilt, wie auch des 
Mitgliedstaats, der die Auskünfte erhält, zulässig ist. 

(17) Diese Richtlinie sollte die Erfüllung jedweder sich aus 
bilateralen oder multilateralen Übereinkünften oder Ver­
einbarungen ergebenden Verpflichtungen zur Leistung 
von Amtshilfe in größerem Umfang nicht hindern. 

(18) Die zur Durchführung dieser Richtlinie erforderlichen 
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG 
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda­
litäten für die Ausübung der der Kommission übertrage­
nen Durchführungsbefugnisse ( 1 ) erlassen werden. 

(19) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung 
über bessere Rechtsetzung sind die Mitgliedstaaten auf­
gefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der 
Union eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im Rah­
men des Möglichen die Entsprechungen zwischen dieser 
Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu entneh­
men sind, und diese zu veröffentlichen. 

(20) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich die Einführung 
eines einheitlichen Systems der Amtshilfe bei der Beitrei­
bung von Forderungen innerhalb des Binnenmarkts, auf 
Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht wer­
den können und daher wegen der erforderlichen Einheit­
lichkeit, Wirksamkeit und Effizienz besser auf Unions­
ebene zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang 
mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten Sub­
sidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das zur Errei­
chung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(21) Die Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten 
und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union anerkannt 
wurden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Richtlinie legt die Regeln fest, nach denen die Mitglied­
staaten einander Amtshilfe zu leisten haben, um in einem Mit­
gliedstaat die Beitreibung der in Artikel 2 bezeichneten Forde­
rungen sicherzustellen, die in einem anderen Mitgliedstaat ent­
standen sind. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie findet Anwendung auf Forderungen im 
Zusammenhang mit 

a) Steuern und Abgaben aller Art, die von einem Mitgliedstaat 
oder dessen gebiets- oder verwaltungsmäßigen Gliederungs­
einheiten, einschließlich der lokalen Behörden, oder für die­
sen oder diese oder für die Union erhoben werden; 

b) Erstattungen, Interventionen und anderen Maßnahmen, die 
Bestandteil des Systems der vollständigen oder teilweisen 
Finanzierung des Europäischen Garantiefonds für die Land­
wirtschaft (EGFL) und des Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), einschließ­
lich der im Rahmen dieser Aktionen zu erhebenden Beiträge, 
sind; 

c) Abschöpfungen und anderen Abgaben im Rahmen der ge­
meinsamen Marktordnung für den Zuckersektor. 

(2) Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie umfasst 

a) Geldstrafen, Geldbußen, Gebühren und Zuschläge in Bezug 
auf Forderungen, für deren Beitreibung gemäß Absatz 1 um 
Amtshilfe ersucht werden kann und die von den für die 
Erhebung der betreffenden Steuern oder Abgaben oder die 
Durchführung der dafür erforderlichen behördlichen Ermitt­
lungen zuständigen Behörden verhängt oder von Verwal­
tungsorganen oder Gerichten auf Antrag dieser Behörden 
bestätigt wurden;
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b) Gebühren für Bescheinigungen und ähnliche Dokumente, die 
im Zusammenhang mit Verwaltungsverfahren in Bezug auf 
Steuern oder Abgaben ausgestellt werden; 

c) Zinsen und Kosten im Zusammenhang mit Forderungen, für 
deren Beitreibung gemäß Absatz 1 oder gemäß den Buch­
staben a und b um Amtshilfe ersucht werden kann. 

(3) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf: 

a) Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung, die an den Mitglied­
staat oder die Gliederungseinheit eines Mitgliedstaats bzw. an 
öffentlich-rechtliche Sozialversicherungseinrichtungen zu 
leisten sind; 

b) andere als die in Absatz 2 genannten Gebühren; 

c) vertragliche Gebühren, wie Zahlungen an öffentliche Versor­
gungsbetriebe; 

d) strafrechtliche Sanktionen, die auf der Grundlage einer An­
klageerhebung im Strafverfahren verhängt werden, oder an­
dere strafrechtliche Sanktionen, die nicht von Absatz 2 
Buchstabe a erfasst sind. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck: 

a) „ersuchende Behörde“ ein zentrales Verbindungsbüro, ein 
Verbindungsbüro oder eine Verbindungsstelle eines Mitglied­
staats, das bzw. die ein Amtshilfeersuchen in Bezug auf eine 
in Artikel 2 genannte Forderung stellt; 

b) „ersuchte Behörde“ ein zentrales Verbindungsbüro, ein Ver­
bindungsbüro oder eine Verbindungsstelle eines Mitglied­
staats, an das bzw. die ein Amtshilfeersuchen gerichtet wird; 

c) „Person“ 

i) eine natürliche Person; 

ii) eine juristische Person; 

iii) sofern diese Möglichkeit nach den geltenden Rechtsvor­
schriften besteht, eine Personenvereinigung, der die 
Rechtsfähigkeit zuerkannt wurde, die aber nicht über 
die Rechtsstellung einer juristischen Person verfügt; oder 

iv) alle anderen Rechtsvereinbarungen gleich welcher Art 
und Form — mit oder ohne Rechtspersönlichkeit —, 
die Vermögensgegenstände besitzen oder verwalten, wel­

che einschließlich der daraus erzielten Einkünfte einer der 
in dieser Richtlinie erfassten Steuern unterliegen; 

d) „auf elektronischem Wege“ die Verwendung elektronischer 
Anlagen zur Verarbeitung (einschließlich der Datenkompri­
mierung) und zum Speichern von Daten und unter Einsatz 
von Draht, Funk, optischer Technologien oder anderer elek­
tromagnetischer Verfahren; 

e) „CCN-Netz“ die gemeinsame Plattform auf der Grundlage des 
Gemeinsamen Kommunikationsnetzes (CCN), die von der 
Union für jegliche elektronische Datenübertragung zwischen 
den zuständigen Behörden im Bereich Zoll und Steuern ent­
wickelt wurde. 

Artikel 4 

Organisation 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis spätestens 
20. Mai 2010 seine für die Zwecke dieser Richtlinie zustän­
dige(n) Behörde(n) (nachstehend jeweils „zuständige Behörde“ 
genannt) mit und unterrichtet die Kommission unverzüglich 
über alle Änderungen hinsichtlich dieser Behörde. 

Die Kommission stellt die erhaltene Information den anderen 
Mitgliedstaaten zur Verfügung und veröffentlicht die Liste der 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Amtsblatt der Eu­
ropäischen Union. 

(2) Die zuständige Behörde benennt ein zentrales Verbin­
dungsbüro, das für die Verbindungen zu den anderen Mitglied­
staaten im Rahmen der Amtshilfe gemäß dieser Richtlinie 
hauptverantwortlich zuständig ist. 

Das zentrale Verbindungsbüro kann auch als die zuständige 
Stelle für die Verbindungen zur Kommission benannt werden. 

(3) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats kann Verbin­
dungsbüros benennen, die für die Verbindungen zu den anderen 
Mitgliedstaaten im Rahmen der Amtshilfe bei allen bzw. einer 
oder mehreren besonderen Arten oder Kategorien von Steuern 
oder Abgaben gemäß Artikel 2 zuständig sind. 

(4) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats kann andere 
Stellen als das zentrale Verbindungsbüro oder die Verbindungs­
büros als Verbindungsstellen benennen. Eine Verbindungsstelle 
ersucht um Amtshilfe oder leistet Amtshilfe im Rahmen dieser 
Richtlinie in Bezug auf ihre spezifische territoriale oder funk­
tionale Zuständigkeit.
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(5) Erhält ein Verbindungsbüro oder eine Verbindungsstelle 
ein Ersuchen um Amtshilfe, das eine Tätigkeit außerhalb des 
ihm/ihr zugewiesenen Zuständigkeitsbereichs erfordert, so über­
mittelt es/sie das Ersuchen unverzüglich an das zuständige Büro 
bzw. die zuständige Stelle, soweit bekannt, oder an das zentrale 
Verbindungsbüro und teilt der ersuchenden Behörde dies mit. 

(6) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats unterrichtet 
die Kommission über dessen zentrales Verbindungsbüro und 
alle von ihm benannten Verbindungsbüros oder Verbindungs­
stellen. Die Kommission stellt diese Information den anderen 
Mitgliedstaaten zur Verfügung. 

(7) Jede Mitteilung wird vom zentralen Verbindungsbüro, das 
eine effiziente Kommunikation sicherstellt, oder in dessen Na­
men oder in Einzelfällen mit dessen Zustimmung übermittelt. 

KAPITEL II 

ERTEILUNG VON AUSKÜNFTEN 

Artikel 5 

Auskunftsersuchen 

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde erteilt die er­
suchte Behörde dieser alle Auskünfte, die bei der Beitreibung 
einer Forderung gemäß Artikel 2 voraussichtlich erheblich sein 
werden. 

Zur Beschaffung dieser Auskünfte veranlasst die ersuchte Be­
hörde die Durchführung aller dafür erforderlichen behördlichen 
Ermittlungen. 

(2) Die ersuchte Behörde ist nicht gehalten, Auskünfte zu 
übermitteln, 

a) die sie sich für die Beitreibung derartiger, im ersuchten Mit­
gliedstaat entstandener Forderungen nicht beschaffen könnte; 

b) mit denen ein Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis 
preisgegeben würde; 

c) deren Mitteilung die Sicherheit oder die öffentliche Ordnung 
des ersuchten Mitgliedstaats verletzen würde. 

(3) Absatz 2 ist in keinem Fall so auszulegen, dass die er­
suchte Behörde eines Mitgliedstaats die Erteilung von Informa­
tionen nur deshalb ablehnen kann, weil die Informationen sich 

bei einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevoll­
mächtigten, Vertreter oder Treuhänder befinden oder sich auf 
Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 

(4) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde mit, 
aus welchen Gründen dem Auskunftsersuchen nicht stattgege­
ben werden kann. 

Artikel 6 

Erteilung von Auskünften ohne vorheriges Ersuchen 

Im Falle einer Erstattung von Steuern oder Abgaben mit Aus­
nahme der Mehrwertsteuer an eine Person, die in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassen oder wohnhaft ist, kann der Mit­
gliedstaat, von dem die Erstattung vorgenommen werden soll, 
den Mitgliedstaat der Niederlassung oder des Wohnsitzes über 
die bevorstehende Erstattung unterrichten. 

Artikel 7 

Anwesenheit in den Amtsräumen der Behörden und 
Teilnahme an behördlichen Ermittlungen 

(1) Die ersuchende und die ersuchte Behörde können verein­
baren, dass unter den von der ersuchten Behörde festgelegten 
Voraussetzungen ordnungsgemäß befugte Bedienstete der ersu­
chenden Behörde zwecks Förderung der Amtshilfe gemäß dieser 
Richtlinie: 

a) in den Amtsräumen zugegen sein dürfen, in denen die Be­
hörden des ersuchten Mitgliedstaats ihre Tätigkeit ausüben; 

b) bei den behördlichen Ermittlungen zugegen sein dürfen, die 
im Hoheitsgebiet des ersuchten Mitgliedstaats geführt wer­
den; 

c) die zuständigen Bediensteten des ersuchten Mitgliedstaats bei 
Gerichtsverfahren in diesem Mitgliedstaat unterstützen dür­
fen. 

(2) Sofern dies nach den geltenden Rechtsvorschriften im 
ersuchten Mitgliedstaat zulässig ist, kann die Vereinbarung in 
Bezug auf Absatz 1 Buchstabe b vorsehen, dass Bedienstete 
des ersuchenden Mitgliedstaats Einzelpersonen befragen und 
Aufzeichnungen prüfen dürfen. 

(3) Bedienstete der ersuchenden Behörde, die die Möglichkei­
ten der Absätze 1 und 2 nutzen, müssen jederzeit eine schrift­
liche Vollmacht vorlegen können, aus der ihre Identität und 
dienstliche Stellung hervorgehen.
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KAPITEL III 

AMTSHILFE BEI DER ZUSTELLUNG VON DOKUMENTEN 

Artikel 8 

Ersuchen um Zustellung bestimmter Dokumente im 
Zusammenhang mit Forderungen 

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde stellt die ersuchte 
Behörde dem Empfänger alle mit einer Forderung gemäß 
Artikel 2 oder mit deren Beitreibung zusammenhängenden Do­
kumente, einschließlich der gerichtlichen, zu, die aus dem ersu­
chenden Mitgliedstaat stammen. 

Dem Ersuchen um Zustellung ist ein Standardformblatt beizufü­
gen, das mindestens die nachstehenden Angaben enthält: 

a) Name, Anschrift und sonstige einschlägige Angaben zur Fest­
stellung des Empfängers; 

b) Zweck der Zustellung und Frist, innerhalb derer die Zustel­
lung erfolgen sollte; 

c) Bezeichnung des beigefügten Dokuments sowie Art und 
Höhe der betroffenen Forderung; 

d) Name, Anschrift und sonstige Verbindungsdaten bezüglich: 

i) der für das beigefügte Dokument zuständigen Stelle so­
wie, falls hiervon abweichend, 

ii) der Stelle, bei der weitere Auskünfte zu dem zugestellten 
Dokument oder zu den Möglichkeiten, die Zahlungsver­
pflichtung anzufechten, eingeholt werden können. 

(2) Die ersuchende Behörde stellt ein Ersuchen um Zustel­
lung gemäß diesem Artikel nur dann, wenn es ihr nicht möglich 
ist, das betreffende Dokument gemäß den Vorschriften des er­
suchenden Mitgliedstaats für die Zustellung von Dokumenten 
zuzustellen oder wenn eine solche Zustellung unverhältnis­
mäßige Schwierigkeiten aufwerfen würde. 

(3) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde un­
verzüglich mit, was aufgrund dieses Zustellungsersuchens ver­
anlasst wurde, und insbesondere, an welchem Tag dem Emp­
fänger das Dokument zugestellt worden ist. 

Artikel 9 

Art und Weise der Zustellung 

(1) Die ersuchte Behörde gewährleistet, dass die Zustellung 
im ersuchten Mitgliedstaat gemäß den innerstaatlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften sowie Verwaltungspraktiken des 
ersuchten Mitgliedstaats erfolgt. 

(2) Absatz 1 lässt jede andere Form der Zustellung durch 
eine zuständige Behörde des ersuchenden Mitgliedstaats entspre­
chend den in diesem Mitgliedstaat geltenden Vorschriften unbe­
rührt. 

Eine zuständige Behörde mit Sitz im ersuchenden Mitgliedstaat 
kann einer Person im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats 
jedes Dokument direkt per Einschreiben oder auf elektro­
nischem Wege zustellen. 

KAPITEL IV 

BEITREIBUNGS- ODER SICHERUNGSMAßNAHMEN 

Artikel 10 

Beitreibungsersuchen 

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde nimmt die er­
suchte Behörde die Beitreibung von Forderungen vor, für die 
im ersuchenden Mitgliedstaat ein Vollstreckungstitel besteht. 

(2) Erlangt die ersuchende Behörde im Zusammenhang mit 
der Angelegenheit, die dem Beitreibungsersuchen zugrunde liegt, 
zweckdienliche Informationen, so leitet sie diese unverzüglich 
an die ersuchte Behörde weiter. 

Artikel 11 

Voraussetzungen für ein Beitreibungsersuchen 

(1) Ausgenommen in den Fällen, auf die Artikel 14 Absatz 4 
Unterabsatz 3 Anwendung findet, kann die ersuchende Behörde 
kein Beitreibungsersuchen stellen, falls und solange die Forde­
rung und/oder der Titel für ihre Vollstreckung im ersuchenden 
Mitgliedstaat angefochten werden. 

(2) Die ersuchende Behörde kann ein Beitreibungsersuchen 
erst stellen, wenn die im ersuchenden Mitgliedstaat geltenden 
Beitreibungsverfahren durchgeführt wurden, ausgenommen in 
folgenden Fällen:
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a) Es ist offensichtlich, dass keine Vermögensgegenstände für 
die Beitreibung in dem ersuchenden Mitgliedstaat vorhanden 
sind oder dass solche Verfahren nicht zur vollständigen Be­
gleichung der Forderung führen, und der ersuchenden Be­
hörde liegen konkrete Informationen vor, wonach die betref­
fende Person über Vermögensgegenstände im ersuchten Mit­
gliedstaat verfügt; 

b) die Durchführung dieser Verfahren im ersuchenden Mitglied­
staat würde unverhältnismäßige Schwierigkeiten aufwerfen. 

Artikel 12 

Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersuchten 
Mitgliedstaat und andere begleitende Dokumente 

(1) Jedem Beitreibungsersuchen ist ein einheitlicher Vollstre­
ckungstitel beizufügen, der zur Vollstreckung im ersuchten Mit­
gliedstaat ermächtigt. 

Dieser einheitliche Vollstreckungstitel, dessen Inhalt im Wesent­
lichen dem des ursprünglichen Vollstreckungstitels entspricht, 
ist die alleinige Grundlage für die im ersuchten Mitgliedstaat 
zu ergreifenden Beitreibungs- und Sicherungsmaßnahmen. Er 
muss im ersuchten Mitgliedstaat weder durch einen besonderen 
Akt anerkannt, noch ergänzt oder ersetzt werden. 

Der einheitliche Vollstreckungstitel enthält mindestens die nach­
stehenden Angaben: 

a) Angaben zur Feststellung des ursprünglichen Vollstreckungs­
titels, eine Beschreibung der Forderung, einschließlich Anga­
ben zur Art der Forderung, des von der Forderung abge­
deckten Zeitraums, sämtliche für die Beitreibung wichtigen 
Termine, den Betrag der Forderung und ihrer Bestandteile, 
wie Hauptsumme, aufgelaufene Zinsen usw.; 

b) Name und andere einschlägige Angaben zur Feststellung des 
Schuldners; 

c) Name, Anschrift und sonstige Verbindungsdaten bezüglich: 

i) der für die Festsetzung der Forderung zuständigen Stelle 
sowie, falls hiervon abweichend, 

ii) der Stelle, bei der weitere Auskünfte zu der Forderung 
oder zu den Möglichkeiten, die Zahlungsverpflichtung an­
zufechten, eingeholt werden können. 

(2) Dem Ersuchen um Beitreibung einer Forderung können 
weitere, im ersuchenden Mitgliedstaat ausgestellte Dokumente 
zu der Forderung beigefügt werden. 

Artikel 13 

Erledigung eines Beitreibungsersuchens 

(1) Zum Zwecke der Beitreibung im ersuchten Mitgliedstaat 
wird jede Forderung, für die ein Beitreibungsersuchen vorliegt, 
wie eine Forderung des ersuchten Mitgliedstaats behandelt, so­
fern in dieser Richtlinie nichts anderes bestimmt ist. Die er­
suchte Behörde übt die Befugnisse aus und wendet die Verfah­
ren an, die in den in ihrem Mitgliedstaat geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für Forderungen aus gleichen oder — 
in Ermangelung gleicher — aus vergleichbaren Steuern oder 
Abgaben vorgesehen sind, sofern in dieser Richtlinie nichts an­
deres bestimmt ist. 

Ist die ersuchte Behörde der Auffassung, dass in ihrem Hoheits­
gebiet keine gleichen oder vergleichbaren Steuern oder Abgaben 
erhoben werden, so übt sie die Befugnisse aus und wendet die 
Verfahren an, die in den im ersuchten Mitgliedstaat geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für Forderungen aus Ein­
kommensteuern vorgesehen sind, sofern in dieser Richtlinie 
nichts anderes bestimmt ist. 

Der ersuchte Mitgliedstaat ist nicht verpflichtet, Forderungen 
anderer Mitgliedstaaten Vorrechte zu gewähren, die vergleich­
bare, in seinem Hoheitsgebiet entstandene Forderungen genie­
ßen, sofern zwischen den betreffenden Mitgliedstaaten nichts 
anderes vereinbart wurde oder das Recht des ersuchten Mitglied­
staats nichts anderes vorsieht. Ein Mitgliedstaat, der Forderungen 
eines anderen Mitgliedstaats Vorrechte gewährt, darf gleichen 
oder vergleichbaren Forderungen anderer Mitgliedstaaten die 
Gewährung derselben Vorrechte zu denselben Bedingungen 
nicht verweigern. 

Die Beitreibung erfolgt in der Währung des ersuchten Mitglied­
staats. 

(2) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde mit 
der gebotenen Umsicht die Maßnahmen mit, die sie in Bezug 
auf das Beitreibungsersuchen ergriffen hat. 

(3) Ab dem Zeitpunkt des Eingangs des Beitreibungsersu­
chens berechnet die ersuchte Behörde Verzugszinsen gemäß 
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften des ersuchten Mit­
gliedstaats. 

(4) Die ersuchte Behörde kann, sofern die im ersuchten Mit­
gliedstaat geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften dies 
zulassen, dem Schuldner eine Zahlungsfrist einräumen oder Ra­
tenzahlung gewähren und sie kann entsprechende Zinsen be­
rechnen. Sie unterrichtet die ersuchende Behörde anschließend 
davon.
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(5) Unbeschadet des Artikels 20 Absatz 1 überweist die er­
suchte Behörde der ersuchenden Behörde die im Zusammen­
hang mit der Forderung beigetriebenen Beträge und die Zinsen 
nach den Absätzen 3 und 4 dieses Artikels. 

Artikel 14 

Streitigkeiten 

(1) Streitigkeiten in Bezug auf die Forderung, auf den ur­
sprünglichen Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im ersu­
chenden Mitgliedstaat oder auf den einheitlichen Vollstreckungs­
titel für die Vollstreckung im ersuchten Mitgliedstaat sowie 
Streitigkeiten in Bezug auf die Gültigkeit einer Zustellung durch 
eine zuständige Behörde des ersuchenden Mitgliedstaats fallen in 
die Zuständigkeit der einschlägigen Instanzen des ersuchenden 
Mitgliedstaats. Werden im Verlauf des Beitreibungsverfahrens die 
Forderung, der ursprüngliche Vollstreckungstitel oder der ein­
heitliche Vollstreckungstitel von einer betroffenen Partei ange­
fochten, so unterrichtet die ersuchte Behörde diese Partei darü­
ber, dass sie den Rechtsbehelf bei der zuständigen Instanz des 
ersuchenden Mitgliedstaats nach dessen Recht einzulegen hat. 

(2) Bei Streitigkeiten in Bezug auf die im ersuchten Mitglied­
staat ergriffenen Vollstreckungsmaßnahmen oder in Bezug auf 
die Gültigkeit einer Zustellung durch eine zuständige Behörde 
des ersuchten Mitgliedstaats ist der Rechtsbehelf bei der zustän­
digen Instanz dieses Mitgliedstaats nach dessen Recht einzule­
gen. 

(3) Wurde ein Rechtsbehelf gemäß Absatz 1 bei der zustän­
digen Instanz des ersuchenden Mitgliedstaats eingelegt, so teilt 
die ersuchende Behörde dies der ersuchten Behörde mit und gibt 
an, in welchem Umfang die Forderung nicht angefochten wird. 

(4) Sobald die ersuchte Behörde die Mitteilung nach Absatz 3 
entweder durch die ersuchende Behörde oder durch die betrof­
fene Partei erhalten hat, setzt sie in Erwartung einer Entschei­
dung der zuständigen Instanz das Beitreibungsverfahren für den 
angefochtenen Teilbetrag der Forderung aus, es sei denn, die 
ersuchende Behörde wünscht im Einklang mit Unterabsatz 3 
dieses Absatzes ein anderes Vorgehen. 

Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde oder sofern von der 
ersuchten Behörde anderweitig für notwendig erachtet und un­
beschadet des Artikels 16 kann die ersuchte Behörde Siche­
rungsmaßnahmen treffen, um die Beitreibung sicherzustellen, 
soweit die Rechts- und Verwaltungsvorschriften des ersuchten 
Mitgliedstaats dies zulassen. 

Die ersuchende Behörde kann nach den Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften und der Verwaltungspraxis des ersuchenden 

Mitgliedstaats die ersuchte Behörde um Beitreibung einer ange­
fochtenen Forderung oder des angefochtenen Teilbetrags einer 
Forderung bitten, sofern die geltenden Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften und die Verwaltungspraxis des ersuchten Mitglied­
staats dies zulassen. Ein solches Ersuchen ist zu begründen. 
Wird der Anfechtung später stattgegeben, haftet die ersuchende 
Behörde für die Erstattung bereits beigetriebener Beträge samt 
etwaig geschuldeter Entschädigungsleistungen gemäß den 
Rechtsvorschriften des ersuchten Mitgliedstaats. 

Haben die zuständigen Behörden des ersuchenden oder des 
ersuchten Mitgliedstaats ein Verständigungsverfahren eingeleitet 
und könnte das Ergebnis des Verfahrens Auswirkungen auf die 
Forderung haben, die Gegenstand des Amtshilfeersuchens ist, so 
werden die Beitreibungsmaßnahmen bis zum Abschluss dieses 
Verfahrens gehemmt oder unterbrochen, es sei denn, dass auf­
grund von Betrug oder Insolvenz unmittelbare Dringlichkeit 
gegeben ist. Werden die Beitreibungsmaßnahmen gehemmt 
oder unterbrochen, so findet Unterabsatz 2 Anwendung. 

Artikel 15 

Änderung oder Rücknahme des Ersuchens um Amtshilfe 
bei der Beitreibung 

(1) Die ersuchende Behörde teilt der ersuchten Behörde un­
verzüglich jede nachfolgende Änderung oder Rücknahme ihres 
Beitreibungsersuchens unter Angabe der Gründe für die Ände­
rung oder Rücknahme mit. 

(2) Geht die Änderung des Ersuchens auf eine Entscheidung 
der zuständigen Instanz gemäß Artikel 14 Absatz 1 zurück, so 
teilt die ersuchende Behörde diese Entscheidung mit und über­
mittelt gleichzeitig eine geänderte Fassung des einheitlichen 
Vollstreckungstitels für die Vollstreckung im ersuchten Mitglied­
staat. Die ersuchte Behörde ergreift dann weitere Beitreibungs­
maßnahmen auf der Grundlage des geänderten Vollstreckungs­
titels. 

Beitreibungs- oder Sicherungsmaßnahmen, die bereits auf der 
Grundlage des ursprünglichen einheitlichen Vollstreckungstitels 
ergriffen wurden, können aufgrund des geänderten Vollstre­
ckungstitels fortgeführt werden, sofern die Änderung des Ersu­
chens nicht darauf zurückzuführen ist, dass der ursprüngliche 
Vollstreckungstitel oder der ursprüngliche einheitliche Vollstre­
ckungstitel ungültig ist. 

Artikel 12 und 14 gelten für die neue Fassung des Vollstre­
ckungstitels.

DE L 84/8 Amtsblatt der Europäischen Union 31.3.2010



Artikel 16 

Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen 

(1) Auf Ersuchen der ersuchenden Behörde trifft die ersuchte 
Behörde, sofern dies nach ihrem nationalen Recht zulässig ist 
sowie im Einklang mit ihrer Verwaltungspraxis, Sicherungsmaß­
nahmen, um die Beitreibung sicherzustellen, wenn eine Forde­
rung oder der Vollstreckungstitel im ersuchenden Mitgliedstaat 
zum Zeitpunkt der Stellung des Ersuchens angefochten wird, 
oder wenn für die Forderung im ersuchenden Mitgliedstaat 
noch kein Vollstreckungstitel erlassen wurde, falls die Siche­
rungsmaßnahmen nach dem nationalen Recht und der Verwal­
tungspraxis des ersuchenden und des ersuchten Mitgliedstaats in 
einer vergleichbaren Situation auch möglich sind. 

Das Dokument, das im ersuchenden Mitgliedstaat Sicherungs­
maßnahmen in Bezug auf die Forderung, für die um die Amts­
hilfe ersucht wird, ermöglicht, ist — sofern vorhanden — dem 
Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen im ersuchten Mitgliedstaat 
beizufügen. Dieses Dokument muss im ersuchten Mitgliedstaat 
durch einen besonderen Akt weder anerkannt noch ergänzt 
oder ersetzt werden. 

(2) Dem Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen können wei­
tere im ersuchenden Mitgliedstaat zu der Forderung ausgestellte 
Dokumente beigefügt werden. 

Artikel 17 

Vorschriften für das Ersuchen um Sicherungsmaßnahmen 

Damit Artikel 16 wirksam wird, gelten Artikel 10 Absatz 2, 
Artikel 13 Absätze 1 und 2 sowie die Artikel 14 und 15 sinn­
gemäß. 

Artikel 18 

Grenzen der Verpflichtungen der ersuchten Behörde 

(1) Die ersuchte Behörde ist nicht verpflichtet, die in den 
Artikeln 10 bis 16 vorgesehene Amtshilfe zu leisten, falls die 
Beitreibung der Forderung aus Gründen, die auf die Verhältnisse 
des Schuldners zurückzuführen sind, erhebliche wirtschaftliche 
oder soziale Schwierigkeiten in dem ersuchten Mitgliedstaat be­
wirken könnte, sofern die in diesem Mitgliedstaat geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie die dort übliche Ver­
waltungspraxis eine solche Ausnahme für nationale Forderungen 
zulassen. 

(2) Die ersuchte Behörde ist nicht verpflichtet, die in 
Artikel 5 und in den Artikeln 7 bis 16 vorgesehene Amtshilfe 
zu leisten, wenn sich das ursprüngliche Ersuchen um Amtshilfe 
gemäß den Artikeln 5, 7, 8, 10 oder 16 auf Forderungen be­
zieht, die — gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem sie in dem 
ersuchenden Mitgliedstaat fällig wurden — zum Datum des 
ursprünglichen Amtshilfeersuchens älter als fünf Jahre waren. 

Im Falle der Anfechtung der Forderung oder des ursprünglichen 
Vollstreckungstitels für die Vollstreckung im ersuchenden Mit­
gliedstaat läuft die Fünfjahresfrist ab dem Zeitpunkt, zu dem im 
ersuchenden Staat festgestellt wird, dass eine Anfechtung der 
Forderung oder des Vollstreckungstitels nicht mehr möglich ist. 

Gewähren die zuständigen Behörden des ersuchenden Mitglied­
staats einen Zahlungsaufschub oder einen Aufschub des Raten­
zahlungsplans, so läuft die Fünfjahresfrist ab dem Zeitpunkt des 
Endes der gesamten Zahlungsfrist. 

In diesen Fällen ist die ersuchte Behöre allerdings nicht ver­
pflichtet, Amtshilfe bei Forderungen zu leisten, die — gerechnet 
ab dem Zeitpunkt, zu dem die Forderung in dem ersuchenden 
Mitgliedstaat fällig wurde — älter als zehn Jahre sind. 

(3) Ein Mitgliedstaat ist nicht zur Amtshilfe verpflichtet, 
wenn die unter diese Richtlinie fallenden Forderungen, für die 
um Amtshilfe ersucht wird, insgesamt weniger als 1 500 EUR 
betragen. 

(4) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde die 
Gründe für die Ablehnung eines Amtshilfeersuchens mit. 

Artikel 19 

Fragen der Verjährung 

(1) Fragen betreffend Verjährungsfristen werden ausschließ­
lich durch das Recht des ersuchenden Mitgliedstaats geregelt. 

(2) Im Hinblick auf die Hemmung, Unterbrechung oder Ver­
längerung der Verjährungsfristen gelten die von oder im Namen 
der ersuchten Behörde aufgrund eines Amtshilfeersuchens 
durchgeführten Beitreibungsmaßnahmen, die eine Hemmung, 
Unterbrechung oder Verlängerung der Verjährungsfrist nach 
dem geltenden Recht des ersuchten Mitgliedstaats bewirken, 
als Maßnahmen, die in dem ersuchenden Mitgliedstaat dieselbe 
Wirkung entfalten, sofern das geltende Recht des ersuchenden 
Mitgliedstaats die entsprechende Wirkung vorsieht.
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Ist die Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der Ver­
jährungsfrist nach dem geltenden Recht des ersuchten Mitglied­
staats nicht zulässig, gelten die von oder im Namen der ersuch­
ten Behörde aufgrund des Amtshilfeersuchens durchgeführten 
Beitreibungsmaßnahmen, die im Falle der Durchführung durch 
oder im Namen der ersuchenden Behörde in deren Mitgliedstaat 
eine Hemmung, Unterbrechung oder Verlängerung der Verjäh­
rungsfrist nach dem geltenden Recht des ersuchenden Mitglied­
staats bewirkt hätten, insoweit als von dem letztgenannten Staat 
vorgenommen. 

Die Unterabsätze 1 und 2 berühren nicht das Recht der zustän­
digen Behörden des ersuchenden Mitgliedstaats, nach dem in 
diesem Mitgliedstaat geltenden Recht Maßnahmen zur Hem­
mung, Unterbrechung oder Verlängerung der Verjährungsfrist 
zu ergreifen. 

(3) Die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde teilen 
einander jede Maßnahme mit, die die Verjährungsfrist der For­
derung, für die um Beitreibungs- oder Sicherungsmaßnahmen 
ersucht wurde, unterbricht, hemmt oder verlängert oder eine 
solche Wirkung entfalten kann. 

Artikel 20 

Kosten 

(1) Die ersuchte Behörde bemüht sich, bei der betreffenden 
Person zusätzlich zu den in Artikel 13 Absatz 5 genannten 
Beträgen die ihr im Zusammenhang mit der Beitreibung ent­
standenen Kosten nach den Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten des ersuchten Mitgliedstaats beizutreiben und einzubehalten. 

(2) Die Mitgliedstaaten verzichten untereinander auf jegliche 
Erstattung der Kosten, die ihnen aus der Amtshilfe nach dieser 
Richtlinie entstehen. 

In den Fällen, in denen die Beitreibung besondere Probleme 
bereitet, sehr hohe Kosten verursacht oder im Rahmen der Be­
kämpfung der organisierten Kriminalität erfolgt, können die 
ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde besondere auf 
den jeweiligen Fall bezogene Erstattungsmodalitäten verein­
baren. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 bleibt der ersuchende Mit­
gliedstaat gegenüber dem ersuchten Mitgliedstaat für jegliche 
Kosten und Verluste aus Handlungen haftbar, die im Hinblick 
auf die tatsächliche Begründetheit der Forderung oder die Gül­
tigkeit des von der ersuchenden Behörde ausgestellten Vollstre­

ckungstitels und/oder des Titels, der zur Ergreifung von Siche­
rungsmaßnahmen ermächtigt, für nicht gerechtfertigt befunden 
werden. 

KAPITEL V 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR ALLE ARTEN VON 
AMTSHILFEERSUCHEN 

Artikel 21 

Standardformblätter und Kommunikationsmittel 

(1) Ersuchen um Auskünfte gemäß Artikel 5 Absatz 1, um 
Zustellung gemäß Artikel 8 Absatz 1, um Beitreibung gemäß 
Artikel 10 Absatz 1 oder um Sicherungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 16 Absatz 1 werden mittels eines Standardformblatts 
auf elektronischem Wege übermittelt, es sei denn, dies ist aus 
technischen Gründen nicht durchführbar. Diese Formblätter 
werden soweit möglich auch für jede weitere Mitteilung im 
Zusammenhang mit dem Ersuchen verwendet. 

Der einheitliche Vollstreckungstitel für die Vollstreckung im er­
suchten Mitgliedstaat und das Dokument für das Ergreifen von 
Sicherungsmaßnahmen im ersuchenden Mitgliedstaat sowie die 
anderen in den Artikeln 12 bis 16 genannten Dokumente sind 
ebenfalls auf elektronischem Wege zu übermitteln, es sei denn, 
dies ist aus technischen Gründen nicht durchführbar. 

Den Standardformblättern können gegebenenfalls Berichte, Be­
scheinigungen und andere Dokumente oder beglaubigte Kopien 
bzw. Auszüge daraus beigefügt werden, die ebenfalls auf elek­
tronischem Wege zu übermitteln sind, es sei denn, dies ist aus 
technischen Gründen nicht durchführbar. 

Auch der Informationsaustausch gemäß Artikel 6 kann auf 
Standardformblättern und in elektronischer Form erfolgen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Auskünfte und Unterlagen, die 
aufgrund der Anwesenheit in den Amtsräumen in einem ande­
ren Mitgliedstaat oder aufgrund der Teilnahme an behördlichen 
Ermittlungen in einem anderen Mitgliedstaat gemäß Artikel 7 
erlangt werden. 

(3) Erfolgt die Übermittlung nicht auf elektronischem Wege 
oder auf Standardformblättern, berührt dies nicht die Gültigkeit 
der erhaltenen Auskünfte oder der im Rahmen eines Amtshilfe­
ersuchens ergriffenen Maßnahmen.

DE L 84/10 Amtsblatt der Europäischen Union 31.3.2010



Artikel 22 

Sprachen 

(1) Alle Amtshilfeersuchen, Standardformblätter für die Zu­
stellung und einheitlichen Vollstreckungstitel für die Vollstre­
ckung im ersuchten Mitgliedstaat werden in der Amtssprache 
oder einer der Amtssprachen des ersuchten Mitgliedstaats über­
mittelt oder es wird ihnen eine Übersetzung in diese Amtsspra­
che beigefügt. Der Umstand, dass bestimmte Teile davon in 
einer Sprache verfasst sind, die nicht Amtssprache oder eine 
der Amtssprachen des ersuchten Mitgliedstaats ist, berührt nicht 
deren Gültigkeit oder die Gültigkeit des Verfahrens, sofern es 
sich bei dieser anderen Sprache um eine zwischen den betrof­
fenen Mitgliedstaaten vereinbarte Sprache handelt. 

(2) Die Dokumente, um deren Zustellung gemäß Artikel 8 
ersucht wird, können der ersuchten Behörde in einer der Amts­
sprachen des ersuchenden Mitgliedstaats übermittelt werden. 

(3) Werden einem Ersuchen andere Dokumente beigefügt als 
die in den Absätzen 1 und 2 genannten, so kann die ersuchte 
Behörde erforderlichenfalls von der ersuchenden Behörde eine 
Übersetzung dieser Dokumente in die Amtssprache oder in eine 
der Amtssprachen des ersuchten Mitgliedstaats oder in eine 
andere nach bilateraler Absprache zwischen den betroffenen 
Mitgliedstaaten vereinbarte Sprache verlangen. 

Artikel 23 

Weitergabe von Auskünften und Dokumenten 

(1) Die Auskünfte, die im Rahmen der Durchführung dieser 
Richtlinie in irgendeiner Form übermittelt werden, unterliegen 
der Geheimhaltungspflicht und genießen den Schutz, den das 
innerstaatliche Recht des Mitgliedstaats, der sie erhalten hat, für 
Auskünfte dieser Art gewährt. 

Solche Auskünfte können für Vollstreckungs- oder Sicherungs­
maßnahmen mit Bezug auf Forderungen, die unter diese Richt­
linie fallen, verwendet werden. Sie können auch zur Festsetzung 
und Einziehung von Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung ver­
wendet werden. 

(2) Personen, die von der Akkreditierungsstelle für Sicherheit 
der Europäischen Kommission ordnungsgemäß akkreditiert wur­
den, haben nur in dem Umfang Zugang zu diesen Auskünften, 
wie es für die Pflege, die Wartung und die Entwicklung des 
CCN-Netzes erforderlich ist. 

(3) Der Mitgliedstaat, der die Auskünfte erteilt, gestattet, dass 
diese Auskünfte in dem Mitgliedstaat, der die Auskünfte erhält, 
für andere als die in Absatz 1 genannten Zwecke verwendet 
werden, wenn die Informationen nach den Rechtsvorschriften 

des Mitgliedstaats, der die Auskünfte erteilt, dort für vergleich­
bare Zwecke verwendet werden dürfen. 

(4) Sind die ersuchende oder die ersuchte Behörde der Auf­
fassung, dass aufgrund dieser Richtlinie erhaltene Auskünfte 
einem dritten Mitgliedstaat für die Zwecke des Absatzes 1 nütz­
lich sein könnten, so können sie diese Auskünfte an diesen 
dritten Mitgliedstaat unter der Voraussetzung weiterleiten, dass 
diese Weitergabe im Einklang mit den in dieser Richtlinie fest­
gelegten Regeln und Verfahren erfolgt. Sie teilen dem Mitglied­
staat, von dem die Auskünfte stammen, ihre Absicht mit, diese 
einem dritten Mitgliedstaat zuzuleiten. Der Mitgliedstaat, von 
dem die Auskünfte stammen, kann innerhalb von zehn Arbeits­
tagen mitteilen, dass er dieser Weiterleitung nicht zustimmt, 
wobei diese Frist mit dem Tag des Eingangs der Mitteilung 
über die beabsichtigte Weiterleitung beginnt. 

(5) Die Genehmigung der Verwendung von Auskünften ge­
mäß Absatz 3, deren Weitergabe gemäß Absatz 4 erfolgt ist, 
darf nur durch den Mitgliedstaat erteilt werden, aus dem die 
Auskünfte stammen. 

(6) Auskünfte, die in jedweder Form im Rahmen dieser 
Richtlinie übermittelt werden, können von allen Behörden des 
Mitgliedstaats, der die Auskünfte erhält, auf der gleichen Grund­
lage wie vergleichbare Auskünfte, die in diesem Staat erlangt 
wurden, angeführt oder als Beweismittel verwendet werden. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 24 

Anwendung anderer Amtshilfeabkommen 

(1) Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Erfüllung von sich 
aus bilateralen oder multilateralen Übereinkünften oder Verein­
barungen ergebenden Verpflichtungen zur Leistung von Amts­
hilfe in größerem Umfang; das gilt auch für die Zustellung 
gerichtlicher oder sonstiger Schriftstücke. 

(2) Abgesehen von der Regelung von Einzelfällen, unterrich­
ten die Mitgliedstaaten die Kommission unverzüglich vom Ab­
schluss etwaiger bilateraler oder multilateraler Abkommen oder 
Vereinbarungen in Bereichen, die unter diese Richtlinie fallen. 
Die Kommission unterrichtet daraufhin die anderen Mitglied­
staaten. 

(3) Leisten die Mitgliedstaaten derartige weitergehende Amts­
hilfe im Rahmen einer bilateralen oder multilateralen Überein­
kunft oder Vereinbarung, können sie dazu das elektronische 
Kommunikationsnetz und die Standardformblätter nutzen, die 
für die Durchführung dieser Richtlinie angenommen wurden.
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Artikel 25 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird durch den Beitreibungsausschuss 
unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die 
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG. 

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt. 

Artikel 26 

Durchführungsbestimmungen 

Die Kommission legt nach dem in Artikel 25 Absatz 2 genann­
ten Verfahren die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 4 
Absätze 2, 3 und 4, Artikel 5 Absatz 1, den Artikeln 8 und 
10, Artikel 12 Absatz 1, Artikel 13 Absätze 2, 3, 4 und 5, 
Artikel 15, Artikel 16 Absatz 1 sowie Artikel 21 Absatz 1 fest. 

Diese Bestimmungen betreffen mindestens: 

a) die praktischen Modalitäten für die Organisation der Kon­
takte zwischen den zentralen Verbindungsbüros, den ande­
ren Verbindungsbüros und den Verbindungsstellen gemäß 
Artikel 4 Absätze 2, 3 und 4 der verschiedenen Mitglied­
staaten sowie der Kontakte mit der Kommission; 

b) die Kommunikationsmittel, die für die Übermittlung von 
Auskünften zwischen den Behörden verwendet werden dür­
fen; 

c) das Format und andere Einzelheiten der Standardformblätter 
für die Zwecke von Artikel 5 Absatz 1, Artikel 8, Artikel 10 
Absatz 1, Artikel 12 Absatz 1 sowie Artikel 16 Absatz 1; 

d) die Umrechnung der beizutreibenden Beträge und die Über­
weisung der beigetriebenen Beträge. 

Artikel 27 

Berichte 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis 31. März 
jeden Jahres Folgendes mit: 

a) die Zahl der in einem Jahr an jeden ersuchten Mitgliedstaat 
gerichteten und von jedem ersuchenden Mitgliedstaat erhal­
tenen Ersuchen um Auskunft, Zustellung und Beitreibung 
bzw. um Sicherungsmaßnahmen; 

b) den Betrag der Forderungen, für die um Beitreibungsamts­
hilfe ersucht wurde, und die beigetriebenen Beträge. 

(2) Die Mitgliedstaaten können außerdem alle anderen Anga­
ben bereitstellen, die für die Bewertung der Amtshilfe im Rah­
men dieser Richtlinie zweckdienlich sein könnten. 

(3) Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament 
und dem Rat alle fünf Jahre über die Anwendung der durch 
diese Richtlinie vorgeschriebenen Regelung. 

Artikel 28 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen vor dem 
31. Dezember 2011 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie 
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. Januar 2012 an. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen 
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit­
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 29 

Aufhebung der Richtlinie 2008/55/EG 

Die Richtlinie 2008/55/EG wird mit Wirkung vom 1. Januar 
2012 aufgehoben. 

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verwei­
sungen auf die vorliegende Richtlinie. 

Artikel 30 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 31 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 16. März 2010. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

E. SALGADO

DE L 84/12 Amtsblatt der Europäischen Union 31.3.2010


